
 
 
 
 
 
Niederschrift 
 
über die Sitzung des Ausschusses für Planung und Bauwesen der Verbandsgemeinde 
Rhein-Selz 
(öffentlicher Teil) 
 
vom 27.11.2025 
 
in Oppenheim, Ratssaal des Verwaltungsgebäudes, Sant Ambrogio-Ring 33 
 
 
Beginn: 19:00 Uhr Ende: 20:45 Uhr 
  

 
 
Stimmberechtigt: 
 
Anwesend: 
 
Gabriele Wagner 1. Beigeordnete und Vorsitzende   
Maria Harutyunyan Ausschussmitglied   
Michael Voß Ausschussmitglied 

in Vertretung von Bechler, Klaus 
  

Thomas Herzog Ausschussmitglied   
Frank Windisch Ausschussmitglied   
Otto Breyer Ausschussmitglied 

in Vertretung von Bläsius-Wirth, Claudia 
  

Thomas Kern Ausschussmitglied   
Viola Kern Ausschussmitglied   
Stephanie Steichele-Guntrum Ausschussmitglied 

in Vertretung von Schmitt, Hans-Jürgen 
  

Walter Schweitzer Ausschussmitglied   
Jürgen Schiffel Ausschussmitglied   

 
Entschuldigt: 
 
Rüdiger Horn Ausschussmitglied   
Carsten Propp Ausschussmitglied   
Karl Werner Schwind Ausschussmitglied   
Jochen Grosch Ausschussmitglied   

 
Vertreten: 
 
Klaus Bechler Ausschussmitglied 

wurde vertreten durch Voß, Michael 
  

Claudia Bläsius-Wirth Ausschussmitglied 
wurde vertreten durch Breyer, Otto 

  

Hans-Jürgen Schmitt Ausschussmitglied 
wurde vertreten durch Steichele-Guntrum, 
Stephanie 
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Nicht stimmberechtigt: 
 
Anwesend: 
 
Günter Beckermann ISU - Ingenieurgesellschaft für Städtebau 

und Umweltplanung mbH (bis 20:02 Uhr) 
  

 
Entschuldigt: 
 
Martin Groth Bürgermeister   
Stefan Herte 2. Beigeordneter   
Dr. Dieter Thomas Tietze 3. Beigeordneter   
Jutta Hoff 4. Beigeordnete   

 
Für die Verwaltung: 
 
Anwesend: 
 
Steven Livingston Fachbereichsleiter Bauen und Umwelt   
Satinder Zinßler Schriftführung   

 
 
 
Die Mitglieder des Ausschusses für Planung und Bauwesen der Verbandsgemeinde Rhein-
Selz sind mit der Einladung vom 20.11.2025 auf Donnerstag, 27.11.2025, 19:00 Uhr, unter 
Mitteilung der Tagesordnung einberufen worden. Tag, Zeit und Ort sowie Tagesordnung waren 
öffentlich bekannt gegeben. 
 
Die Vorsitzende stellt bei Eröffnung der Sitzung fest, dass form- und fristgerecht eingeladen 
wurde. 
 
Der Ausschuss ist nach Anzahl der erschienenen Mitglieder beschlussfähig. 
 
 
Hinweis zur Tagesordnung 
 
Einwände gegen die Tagesordnung werden nicht erhoben. Es liegen keine Anträge auf Ände-
rung, Ergänzung oder Streichung der Tagesordnung vor. 
 
Im Rahmen der Sitzung verpflichtet die Vorsitzende Frau Gabriele Wagner Herrn Voß als stell-
vertretendes Mitglied für Herrn Klaus Bechler (SPD). Die Verpflichtung erfolgt ordnungsgemäß 
und wird zur Niederschrift genommen. 
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Tagesordnung: 
 
Öffentlicher Teil 
 
1. Verbandsgemeinde Rhein-Selz; Bauleitplanverfahren 8. Änderung des  

Flächennutzungsplanes 2030 (Rechenzentrum und Gewerbe im Rhein-Selz-Park);  
A) Beratung und Beschlussfassung über die eingegangenen Stellungnahmen aus der 
förmlichen Öffentlichkeits- und Trägerbeteiligung gemäß §§ 3 Abs. 2 und 4 Abs. 2  
BauGB; Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB  
B) Beschlussfassung über die 8. Änderung des Flächennutzungsplanes 2030 
(Feststellungsbeschluss)  
C) Vorlage zur Genehmigung nach § 6 Abs. 1 BauGB 
(Vorlagen-Nummer: 001/2025/0156) 
 

2. Verbandsgemeinde Rhein-Selz, Flächennutzungsplan 2030 der Verbandsgemeinde  
Rhein-Selz;  
Hier: Beratung und Beschlussfassung über den Aufstellungsbeschluss gemäß  
§ 2 Abs. 1 BauGB zur 7. Änderung des Flächennutzungsplan 2030 für den  
Teilbereich 7.5 in der Gemarkung Oppenheim, Änderung Grünfläche in  
landwirtschaftliche Fläche. 
(Vorlagen-Nummer: 001/2025/0176) 
 

3. Verbandsgemeinde Rhein-Selz; Bauleitplanverfahren 3. Änderung  
des Flächennutzungsplans 2030 in der Gemeinde Köngernheim  
(Jordan's Untermühle - Nordteil"; 
A) Änderung des räumlichen Geltungsbereiches 
B) Billigung eines Planvorentwurfs   
C) Einleitung der frühzeitigen Beteiligungsverfahren 
(Vorlagen-Nummer: 001/2025/0194) 
 

4. Turnhalle der Grundschule Oppenheim 
Erneuerung Sportboden Schutzbelag 
(Vorlagen-Nummer: 001/2025/0168) 
 

5. Turnhalle der Grundschule am Goldbach in Undenheim 
Umrüstung auf LED-Beleuchtung 
(Vorlagen-Nummer: 001/2025/0178) 
 

6. Elektrifizierter Sektionaltorumbau Feuerwehrgerätehaus Undenheim 
(Vorlagen-Nummer: 001/2025/0192) 
 

7. Brandschutztechnischer Umbau von Glasbausteinfenstern in der Fahrzeughalle 
Gerätehaus Mommenheim 
(Vorlagen-Nummer: 001/2025/0193) 
 

8. Erste Schulerweiterung Grundschule Dolgesheim:  
Nachträgliche Umsetzung der "Kunst am Bau" 
(Vorlagen-Nummer: 001/2025/0197) 
 

9. Mitteilungen 
 

10. Anfragen 
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Tagesordnung 
 

Öffentlicher Teil 
 
 

1. Verbandsgemeinde Rhein-Selz; Bauleitplanverfahren 8. Änderung des 
Flächennutzungsplanes 2030 (Rechenzentrum und Gewerbe im Rhein-Selz-Park);  
A) Beratung und Beschlussfassung über die eingegangenen Stellungnahmen  
aus der förmlichen Öffentlichkeits- und Trägerbeteiligung gemäß §§ 3 Abs. 2 und 
4 Abs. 2 BauGB; Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB  
B) Beschlussfassung über die 8. Änderung des Flächennutzungsplanes 2030 
(Feststellungsbeschluss)  
C) Vorlage zur Genehmigung nach § 6 Abs. 1 BauGB 
(Vorlagen-Nummer: 001/2025/0156) 
 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
ZU A)  
Der Verbandsgemeinderat der Verbandsgemeinde Rhein-Selz hatte in seiner Sitzung am  
6. Juni 2024 die Aufstellung der 8. Änderung des Flächennutzungsplans 2030 (Rechenzent-
rum und Gewerbe Rhein-Selz-Park) für die ehemaligen Militärstandort ‚Anderson Barracks & 
Housing Dexheim‘ in der Stadt Nierstein beschlossen. Ziel der vorbereitenden Planung ist die 
Ansiedlung eines großflächigen Rechenzentrums sowie von ergänzenden gewerblichen Nut-
zungen. Die bisherige Darstellung als Sonderbaufläche „Offroad -Unterkunft/ Freizeiteinrich-
tungen – Veranstaltung“ gemäß der geltenden 1. Änderung des Flächennutzungsplans im süd-
östlichen Teil soll durch die vorliegende Planung in gewerbliche Bauflächen geändert werden. 
Die Konkretisierung der gewerblichen Nutzungen in dem Bereich bleibt dem künftigen Bebau-
ungsplanverfahren vorbehalten. 
 
Der Planentwurf zur 8. Änderung des FNP wurde parallel zum Bebauungsplanverfahren 
„Rhein-Selz-Park, II/Rechenzentrum“ aufgestellt und zum Gegenstand einer frühzeitigen 
Beteiligung sowie einer förmlichen Träger- und Öffentlichkeitsbeteiligung gemacht. Zum Plan-
entwurf gingen lediglich fünf Stellungnahmen aus der Öffentlichkeit und von den beteiligten 66 
Träger öffentlicher Belange (33 Behörden und 33 Ortsgemeinden/Nachbargemeinden) nur elf 
Stellungnahmen mit Anregungen, Hinweisen ein. Ein Großteil der Hinweise betraf die Ebene 
des Bebauungsplans bzw. die Genehmigungsebene, etwa die Umsetzung des Entwässe-
rungskonzepts, der Umgang mit Starkregenereignissen, die Abwärmenutzung und die Nut-
zung erneuerbarer Energien, die Höhenbegrenzung bei den Schornsteinen. Fragen der Orts-
gemeinden (etwa zur Entwässerung, zu Immissionen und etwaigen Blendwirkungen durch 
Photovoltaikanlagen auf den Dächern und Fassaden) konnten durch Erläuterungen der Fach-
gutachter geklärt werden. Die Inhalte der im Rahmen der Träger- und Öffentlichkeitsbeteili-
gung eingegangenen Stellungnahmen sind mit den Abwägungsvorschlägen in der Abwä-
gungstabelle (Anlage 1) im Einzelnen dargestellt.  
Vom Ergebnis der Abwägung sind diejenigen, die Stellungnahmen abgegeben haben, zu 
unterrichten. Die Mitteilung bzw. Einsichtnahme soll spätestens nach Inkrafttreten der Flächen-
nutzungsplanänderung erfolgen bzw. ermöglicht werden.  
 
Zu B) 
Keine der Stellungnahmen aus der Träger- und Öffentlichkeitsbeteiligung erfordert eine Ände-
rung der Planung. Aufgrund der Hinweise gab es lediglich punktuelle Ergänzungen in der Plan-
begründung, so dass der Feststellungsbeschluss gefasst werden kann. 
 
Der Feststellungsbeschluss bedarf gemäß § 67 Abs. 2 GemO der Zustimmung der verbands-
angehörigen Ortsgemeinden/Städte. Die Zustimmung gilt als erteilt, wenn mehr als die Hälfte 
der Ortsgemeinden/Städte zugestimmt hat und in diesen mehr als zwei Drittel der Einwohner 
der Verbandsgemeinde wohnen. Diese Voraussetzungen sind bereits erfüllt.  
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Zu C) 
Die 8. Änderung des Flächennutzungsplans ist der höheren Verwaltungsbehörde gemäß § 6 
Abs. 1 BauGB zur Genehmigung vorzulegen. Die Genehmigung ist anschließend gemäß § 6 
Abs. 5 ortsüblich bekannt zu machen. Mit der Bekanntmachung der Genehmigung tritt die  
8. Flächennutzungsplanänderung in Kraft. 
 

Anlage 1:  Auswertung der Stellungnahmen aus der Träger- und Öffentlichkeitsbeteiligung 
nach §§ 3 Abs. 2, 4 Abs. 2 BauGB (Abwägungstabelle);  

Anlage 2:  Planzeichnung zur 8. FNP-Änderung (Maßstab 1:5000, Stand: Oktober 2025) 
Anlage 3:  Begründung zur 8. FNP-Änderung (Stand: Oktober 2025) 
 

Aus Gründen des kommunalen Beitrags zum Umweltschutz stehen die genannten Anlagen im 
Sitzungsdienstprogramm als Download zur Verfügung. 
 

Beschlussvorschlag: 
 

A)  
Der vorberatende Ausschuss für Planung und Bauwesen empfiehlt/der Verbandsgemeinderat 
beschließt die Abwägung der aus der förmlichen Öffentlichkeits- und Trägerbeteiligung gemäß 
§ 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB vorgebrachten Stellungnahmen gemäß Anlage 1. 
 

B) 
Der vorberatende Ausschuss für Planung und Bauwesen empfiehlt/der Verbandsgemeinderat 
beschließt die als Anlage 2 beigefügte 8. Änderung des Flächennutzungsplanes 2030 
(Rechenzentrum und Gewerbe im Rhein-Selz-Park, Maßstab 1:5000). Die Begründung 
(Anlage 3) wird gebilligt. 
 

C) 
Nach mehrheitlicher Zustimmung der Ortsgemeinden zur 8. FNP-Änderung gemäß § 67  
Abs. 2 GemO i. V. m. 203 Abs. 2 BauGB wird die Verwaltung beauftragt, die 8. Änderung des 
Flächennutzungsplanes 2030 (Rechenzentrum und Gewerbe im Rhein-Selz-Park) der höhe-
ren Verwaltungsbehörde zur Genehmigung vorzulegen (§ 6 Abs. 1 BauGB) und anschließend 
die Erteilung der Genehmigung zur dessen Wirksamkeit ortsüblich bekannt zu machen  
(§ 6 Abs. 5 BauGB). 
 

Beratung: 
 

Die Vorsitzende, Frau Gabriele Wagner, begrüßt Herrn Beckermann und übergibt ihm das 
Wort. Herr Beckermann stellt die Inhalte der 8. Änderung des Flächennutzungsplans 2030 um-
fassend vor. Dabei erläutert er insbesondere die Zielsetzung der Planung, die im Zusammen-
hang mit der geplanten Ansiedlung eines Rechenzentrums im Bereich des Rhein-Selz-Parks 
steht. 
 

Im Zuge seiner Ausführungen geht Herr Beckermann auf die Verfahrensschritte, die durchge-
führte Beteiligung der Öffentlichkeit sowie der Träger öffentlicher Belange ein. Die eingegan-
genen Stellungnahmen betreffen insbesondere technische, umweltbezogene und städtebau-
liche Aspekte. 
 
A)  Beratung und Beschlussfassung über die eingegangenen Stellungnahmen; 

Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB 
 

Beschluss: 
 

Der Ausschuss für Planung und Bauwesen empfiehlt dem Verbandsgemeinderat, die Abwä-
gung der eingegangenen Stellungnahmen gemäß Anlage 1 zu beschließen. 
 

Abstimmungsergebnis: Ja-Stimmen: 10 / Nein-Stimmen: 0 / Enthaltungen: 1 
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B)  Beschlussfassung über die 8. Änderung des Flächennutzungsplans 2030   
 
Beschluss: 
 
Der Ausschuss für Planung und Bauwesen empfiehlt dem Verbandsgemeinderat, die als 
Anlage 2 beigefügte 8. Änderung des Flächennutzungsplans festzustellen. Die Begründung 
(Anlage 3) wird gebilligt. 
 
Abstimmungsergebnis: Ja-Stimmen: 10/ Nein-Stimmen: 0 / Enthaltungen: 1 
 
C)  Vorlage zur Genehmigung nach § 6 Abs. 1 BauGB 
 
Beschluss: 
 
Der Ausschuss für Planung und Bauwesen empfiehlt dem Verbandsgemeinderat, die Verwal-
tung zu beauftragen, die 8. Änderung des Flächennutzungsplans 2030 (Rechenzentrum und 
Gewerbe im Rhein-Selz-Park) der höheren Verwaltungsbehörde zur Genehmigung vorzulegen 
und anschließend die Erteilung der Genehmigung ortsüblich bekannt zu machen. 
 
Abstimmungsergebnis: Ja-Stimmen: 10 / Nein-Stimmen: 0 / Enthaltungen: 1 
 
 
 
 
2. Verbandsgemeinde Rhein-Selz, Flächennutzungsplan 2030 der 

Verbandsgemeinde Rhein-Selz; Hier: Beratung und Beschlussfassung über  
den Aufstellungsbeschluss gemäß § 2 Abs. 1 BauGB zur 7. Änderung des 
Flächennutzungsplan 2030 für den Teilbereich 7.5 in der Gemarkung Oppenheim, 
Änderung Grünfläche in landwirtschaftliche Fläche. 
(Vorlagen-Nummer: 001/2025/0176) 
 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Die Gemeinden haben gemäß § 1 Abs. 3 BauGB Bauleitpläne aufzustellen, sobald und soweit 
es für die städtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist. Aufgabe der Bauleitpla-
nung ist es, die bauliche und sonstige Nutzung der Grundstücke in der Gemeinde nach Maß-
gabe der einschlägigen Gesetze vorzubereiten und zu leiten. 
Die planungsrechtliche Umsetzung der Raumplanung und -entwicklung erfolgt durch den wirk-
samen Flächennutzungsplan 2030 (vorbereitender Bauleitplan) der Verbandsgemeinde 
Rhein-Selz. Gemäß § 8 Abs. 2 BauGB sind Bebauungspläne aus dem Flächennutzungsplan 
(FNP) zu entwickeln. 
Anlass der Planung ist die Übernahme der Teilaufhebung eines Bebauungsplanes mit dem 
städtebaulichen Ziel der planungsrechtlichen Rückführung in die ursprüngliche Nutzung. Die 
festgesetzte Nutzung als Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Kleingarten“ im Außen-
bereich der Gemarkung Oppenheim wurde nicht umgesetzt und ist langfristig nicht vorgese-
hen, weshalb die Fläche wieder als landwirtschaftliche Fläche genutzt werden soll. 
Ziel und Zweck der Änderung ist es, die Darstellung der Fläche als Grünfläche Bestand mit 
der Zweckbestimmung „Kleingarten“ rückgängig zu machen und sie zukünftig als landwirt-
schaftliche Fläche Bestand auszuweisen. 
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Zu B) 
Für die Durchführung eines Bauleitplanverfahrens ist ein Planungsbüro mit der Erstellung 
eines Bebauungsplanentwurfs und dessen Grundleistungen zu beauftragen. Von einer öffent-
lichen Ausschreibung der Planungsleistung kann nach den Bestimmungen der VgV (Vergabe-
ordnung) abgesehen werden, da der verbindliche Schwellenwert nicht überschritten wird. 
 
Das Ingenieur- und Stadtplanungsbüro ist mit den örtlichen Gegebenheiten und der beabsich-
tigten Entwicklung der Gemeinde vertraut. Der Verbandsgemeindeverwaltung ist das Pla-
nungsbüro für seine zuverlässige Leistung und Ausführung bekannt. 
 
Anlage:  Auszug aus dem Flächennutzungsplan 2030 zur Teilflächenänderung 7.5 in 

Oppenheim 
 
Beschlussvorschlag: 
 
A)  
Der Ausschuss für Planung und Bauwesen empfiehlt / der Verbandsgemeinderat der Ver-
bandsgemeinde Rhein-Selz fasst gemäß § 2 Abs. 1 BauGB den Aufstellungsbeschluss zur 
7. Änderung des Flächennutzungsplanes 2030 der Verbandsgemeinde Rhein-Selz für den 
Teilbereich 7.5 in der Gemarkung Oppenheim - Änderung einer Grünfläche in landwirtschaft-
liche Fläche (§ 5 Abs. 2 Nr. 1 BauGB). 
 
B)  
Der Verbandsgemeinderat beschließt, die Auftragsvergabe an das Planungsbüro BHM aus 
Bruchsal zu beauftragen.  
 
Beratung: 
 
Die Vorsitzende erläutert den Sachverhalt. Ziel der Planung ist die Rückführung einer bisher 
als Grünfläche mit Zweckbestimmung „Kleingarten“ dargestellten Fläche in eine landwirt-
schaftliche Nutzung. Eine Umsetzung als Kleingartenanlage ist langfristig nicht vorgesehen. 
Die Änderung dient der planungsrechtlichen Anpassung an den tatsächlichen Bestand. 
Seitens des Ausschusses erfolgen keine Rückfragen. 
 
Beschluss A: 
 
Der Ausschuss für Planung und Bauwesen empfiehlt dem Verbandsgemeinderat, die Aufstel-
lung der 7. Änderung des Flächennutzungsplans 2030 für den Teilbereich 7.5 in der Gemar-
kung Oppenheim zu beschließen. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig (11x Ja-Stimmen) 
 
Beschluss B: 
 
Der Ausschuss empfiehlt, das Planungsbüro BHM aus Bruchsal mit der Durchführung des 
Verfahrens zu beauftragen. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig (11x Ja-Stimmen) 
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3. Verbandsgemeinde Rhein-Selz; Bauleitplanverfahren 3. Änderung  

des Flächennutzungsplans 2030 in der Gemeinde Köngernheim  
(Jordan's Untermühle - Nordteil"); 
A) Änderung des räumlichen Geltungsbereiches 
B) Billigung eines Planvorentwurfs   
C) Einleitung der frühzeitigen Beteiligungsverfahren 
(Vorlagen-Nummer: 001/2025/0194) 
 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Die Verbandsgemeinde hatte in seiner Sitzung am 12.04.2021 den Beschluss zur Aufstellung 
der 3. Änderung des Flächennutzungsplanes 2030 gefasst. 
 

 
 
(Abb.: Geltungsbereich aus dem Aufstellungsbeschluss vom 12.04.2021) 
 
Die nun geänderte Darstellung des Geltungsbereichs entspricht den geplanten Ausweisungen 
des zukünftigen Bebauungsplanes „Jordan’s Untermühle - Norddteil“. 
 
Die dort vorgesehenen Sondergebiete werden als Sonderbauflächen mit der Zweckbestim-
mung „Hotel“ ausgewiesen und erweitern somit die bestehenden Sonderbauflächen im Süden. 
Die größeren Maßnahmen/Grünflächen im Westteil werden als Grünfläche mit der Zweck-
bestimmung „kleinteilige Grünfläche“ ausgewiesen. Dies ermöglicht die auf B-Plan-Ebene 
geplante Nutzung und hebt diese auch von der anliegenden Fläche für Landwirtschaft ab.  
 
Da aufgrund der Unschärfe des Flächennutzungsplanes bei exakter Abmessung der ausge-
wiesenen neuen Sonderbaufläche und der bestehenden Sonderbaufläche südlich des Gel-
tungsbereiches ein schmaler Streifen Fläche für die Landwirtschaft vorhanden wäre, wird 
dieser Streifen ebenfalls als Sonderbaufläche festgesetzt, was auch über den rechtskräftigen 
vorhabenbezogenen Bebauungsplan "Jordan‘s Untermühle" festgesetzt ist und somit dem 
rechtlichen Bestand entspricht. 
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Ebenso wird im Osten eine Fläche als Verkehrsfläche ausgewiesen, welche bereits über den 
rechtskräftigen vorhabenbezogenen Bebauungsplan "Jordan’s Untermühle" entsprechend 
festgesetzt ist. Bei der Übernahme der Verkehrsflächen in den FNP wurde der Nordteil des 
Parkplatzes versehentlich nicht übernommen, dies wird mit der vorliegenden Änderung korri-
giert. 
 

 
 
Zu B) 
 
Anlass, Ziel und Zweck der Planung: 
 
Im Außenbereich des Ortsteils Köngernheim der Verbandsgemeinde Rhein-Selz, zwischen 
Köngernheim und Selzen, besteht das Wellness-Hotel „Jordan’s Untermühle“ mit aktuell 45 
Zimmern. 
Um die Zukunftsfähigkeit des bestehenden Betriebes zu gewährleisten, bestehende Arbeits-
plätze zu sichern und neue Arbeitsplätze zu schaffen, soll das bisher nicht mit einem Bebau-
ungsplan überplante Teil des Hotels planungsrechtlich gesichert werden sowie eine Erweite-
rung des Hotelgeländes um eine Fläche für Ferienhäuser samt Wasserflächen und eine Flä-
che für ein Lagergebäude erweitert werden. 
 
Ziel und Zweck des Bauleitplanverfahrens der 3. Änderung des Flächennutzungsplanes 2030 
ist es, die planungsrechtlichen Voraussetzungen für dieses Vorhaben zu schaffen. Hierzu 
sollen der Nutzung entsprechende Sondergebietsflächen ausgewiesen werden. 
 
Zu C)  
 
Am Bauleitplanverfahren sind die Öffentlichkeit und die Behörden möglichst frühzeitig zu betei-
ligen. Die Beteiligung dient vor allem der vollständigen Ermittlung und zutreffenden Bewertung 
der berührten Belange.  
 
Die zweistufige Öffentlichkeitsbeteiligung im Aufstellungsverfahren der Bauleitplanung hat 
zum Ziel, das erforderliche und zugleich notwendige Abwägungsmaterial zu ermitteln, die 
Öffentlichkeit an dem Planungsprozess zu beteiligen und ihre Einwirkungsmöglichkeiten zu 
verbessern. Auch die Akzeptanz gemeindlicher Planung soll hierdurch erhöht werden.  
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Im Rahmen der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB wird die 
Öffentlichkeit anhand des Bebauungsplanvorentwurfs und seiner Anlagen über die gemeind-
lichen Planungsabsichten informiert und sie erhält Gelegenheit zur Erörterung und Stellung-
nahme. Die im Anschluss daran folgende förmliche Beteiligung (Offenlage) gemäß § 3 Abs. 2 
BauGB hat den beschlussreifen Bebauungsplanentwurf zum Gegenstand, der für die Dauer 
von einem Monat öffentlich ausliegt und zu dem von jedermann Stellungnahmen vorgebracht 
werden können.  
 
Eine gleichrangige Bedeutung hat die Beteiligung der Behörden und der sonstigen Träger 
öffentlicher Belange. Beteiligt werden diejenigen, deren Aufgabenbereich durch die städte-
bauliche Planung berührt wird. Die Verbandsgemeindeverwaltung wird im Auftrag der Orts-
gemeinde gemäß § 4 Abs. 1 BauGB die frühzeitige Behördenbeteiligung durchführen. Neben 
der Aufforderung zur Abgabe einer Stellungnahme werden Äußerungen zum Umfang und 
Detaillierungsgrad der Umweltprüfung angefordert. Die Behörden sind ihrerseits verpflichtet, 
gegenüber der Gemeinde ihre Stellungnahmen innerhalb eines Monats abzugeben.  
 
Bei der im Anschluss parallel zur Offenlage stattfindenden förmlichen Träger- und Behörden-
beteiligung nach § 4 Abs. 2 BauGB ist wiederum der, auf Grundlage der Stellungnahmen aus 
der frühzeitigen Beteiligung, ausgearbeitete Bebauungsplanentwurf Gegenstand der Beteili-
gung. Hier folgt wiederum die Monatsfrist zur Abgabe einer Stellungnahme.  
 
Der Bebauungsplan „Jordan’s Untermühle - Nordteil“ wird im Parallelverfahren durchgeführt. 
 
Der Verbandsgemeinde entstehen keine Kosten, da der Projektträger für die Planungskosten 
gemäß einer Kostenübernahmevereinbarung aufkommt. 
 
Anlagen:  
Anlage 1:  geänderter räumlicher Geltungsbereich  
Anlage 2:  Planzeichnung 
Anlage 3:  Begründung 
 
Beschlussvorschlag: 
 
A) Der Ausschuss für Planung und Bauwesen empfiehlt / der Verbandsgemeinderat 

beschließt auf Grundlage des Aufstellungsbeschlusses gemäß § 2 Abs. 1 BauGB vom 
12.04.2021 die Anpassung des räumlichen Geltungsbereiches in der vorliegenden Fas-
sung. Der Änderungsbereich umfasst die in Anlage 1 dargestellten Flächen. 

 
B) Der Ausschuss für Planung und Bauwesen empfiehlt / der Verbandsgemeinderat 

beschließt die Billigung des Planvorentwurfs in der vorliegenden Fassung.  
 
C) Die Verwaltung wird mit dem Vollzug der vorgezogenen Unterrichtung der Öffentlichkeit 

gemäß § 3 Abs. 1 BauGB und der frühzeitigen Beteiligung der Behörden sowie den 
sonstigen Trägern öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB beauftragt.  

 
Beratung: 
 
Die Vorsitzende informiert über die Anpassung des Geltungsbereichs im Bereich „Jordan’s 
Untermühle - Nordteil“. Ziel ist die planungsrechtliche Sicherung bestehender und geplanter 
Sondernutzungen, insbesondere zur Erweiterung des Hotelstandorts sowie zur Darstellung 
von Verkehrs- und Grünflächen. 
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Beschlüsse:  
 
A) Der geänderte Geltungsbereich wird gemäß Anlage 1 beschlossen. 
 

Abstimmungsergebnis: einstimmig (11x Ja-Stimmen) 

 
B)  Der Planvorentwurf wird gebilligt. 
 

Abstimmungsergebnis: einstimmig (11x Ja-Stimmen) 

 
C)  Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit und der Träger öffentlicher Belange wird 

eingeleitet. 
 

Abstimmungsergebnis: einstimmig (11x Ja-Stimmen) 
 
 
 
 
4. Turnhalle der Grundschule Oppenheim 

Erneuerung Sportboden-Schutzbelag 
(Vorlagen-Nummer: 001/2025/0168) 
 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Um den Hallenboden bei Veranstaltungen zu schützen, ist ein Hallenbodenschutzbelag zwin-
gend erforderlich. Der alte Schutzbelag hat sich in seine Bestandteile aufgelöst und wurde 
entsorgt. Uns liegen drei verschiedene Angebote vor, die sich von der Belastbarkeit der Trans-
portwagen und von dem Gewicht des Schutzbelages unterscheiden. Der Schutzbelag hat die 
Maße 2 Meter x 1 Meter und wird auf drei Transportwagen gelagert. 
 
Angebot 1: 
440 m², Gewicht 3,5 kg pro m², 3 Transportwagen mit 800 kg Zuladung,  
Angebotspreis 17.328,78 Euro inklusive Mehrwertsteuer. 
 
Angebot 2: 
440 m², Gewicht 3,280 kg pro m², 3 Transportwagen mit 350 kg Zuladung,  
Angebotspreis 14.629,56 Euro inklusive Mehrwertsteuer. 
 
Angebot 3: 
440 m², Gewicht 3,10 kg pro m², 3 Transportwagen mit 1200 kg Zuladung,  
Angebotspreis 14.904,75 Euro inklusive Mehrwertsteuer. 
 
Nach Prüfung der Muster und der voraussichtlich längeren Lebensdauer vom Schutzbelag 
empfiehlt die Bauabteilung, Angebot 1 zu beauftragen. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Ausschuss Planung und Bauwesen der Verbandsgemeinde Rhein-Selz beschließt die 
Neuanschaffung des Hallenbodenschutzbelages und ermächtigt die Verwaltung, an den wirt-
schaftlichsten Bieter zu vergeben. 
Hier belaufen sich die Kosten voraussichtlich auf 17.328,78 Euro. 
 
Bei finanziellen Auswirkungen: Buchungsstelle: 21105-082904-4-19 und 21105-082900-

4-19 und 21104-082900-4-19 
Die Mittel stehen haushaltsrechtlich in Höhe von 18.000,00 € zur Verfügung. 
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Beratung: 
 

Die Vorsitzende informiert über die geplante Erneuerung des Schutzbelags auf dem Hallen-
boden der Turnhalle der Grundschule Oppenheim.  
 

Ein Ausschussmitglied merkt an, dass vor der Vergabe zu prüfen sei, ob insbesondere die 
Rollen der im Angebot enthaltenen Transportwagen das Gewicht des Schutzbelags dauerhaft 
tragen können. Die Vorsitzende sichert zu, diesen Punkt durch die Verwaltung klären zu 
lassen. 
 

Beschluss: 
 

Der Ausschuss für Planung und Bauwesen der Verbandsgemeinde Rhein-Selz beschließt die 
Maßnahme gemäß Beschlussvorschlag. 
 

Abstimmungsergebnis: einstimmig (11x Ja-Stimmen) 
 
 
 

5. Turnhalle der Grundschule am Goldbach in Undenheim 
Umrüstung auf LED-Beleuchtung 
(Vorlagen-Nummer: 001/2025/0178) 
 

 

Sachdarstellung der Verwaltung: 
 

Die Beleuchtung in der Turnhalle der Grundschule Undenheim ist ungefähr 20 Jahre alt. Da 
die Leuchten noch mit alten Leuchtstoffröhren betrieben werden und auch viele Vorschalt-
geräte defekt sind, ist hier der Umbau auf LED-Beleuchtung zwingend erforderlich. Geplant ist 
der Austausch von 40 ballwurfsicheren Leuchten und der Einbau von acht Sicherheitsleuchten, 
die bei Stromausfall aktiv werden. 
Die Beleuchtung wird über Präsenzmelder gesteuert, dadurch wird eine energieeffiziente und 
intelligente Steuerung sichergestellt. 
Die Leuchten in den Nebenräumen werden bei dieser Maßnahme auch auf LED umgerüstet. 
Große Vorteile für den Umbau sind die Energieeffizienz und die lange Lebensdauer der 
Beleuchtung. 
Die Kosten belaufen sich voraussichtlich auf 70.000 Euro. 
 

Beschlussvorschlag: 
 

Der Haupt- und Finanzausschuss der Verbandsgemeinde Rhein-Selz beschließt die Umrüs-
tung auf LED-Beleuchtung in der Turnhalle der Grundschule Undenheim und ermächtigt die 
Verwaltung, nach Einholung der Angebote den wirtschaftlichsten Bieter bei einer Höchst-
grenze von 70.000 Euro zu beauftragen.  
 

Bei finanziellen Auswirkungen: Buchungsstelle: Budget 400 
Die Mittel stehen haushaltsrechtlich in Höhe von 70.000 € zur Verfügung. 
 

Beratung: 
 

Die Vorsitzende, Frau Gabriele Wagner, erläutert den Beschlussvorschlag. Vorgesehen ist die 
Erneuerung der veralteten Beleuchtung in der Turnhalle sowie den Nebenräumen durch LED-
Technik. 
 

Beschluss: 
 

Der Ausschuss beschließt die Maßnahme gemäß Beschlussvorschlag. 
 

Abstimmungsergebnis: einstimmig (11x Ja-Stimmen)  
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6. Elektrifizierter Sektionaltorumbau Feuerwehrgerätehaus Undenheim 
(Vorlagen-Nummer: 001/2025/0192) 
 

 

Sachdarstellung der Verwaltung: 
 

In der Fahrzeughalle des Feuerwehrgerätehauses Undenheim sind immer noch drei, mittler-
weile vermehrt reparaturanfällige Sektionaltore, welche im Einsatzfall händisch geöffnet 
werden müssen im Betrieb. 
Der Verbandsgemeindeverwaltung Rhein-Selz liegt ein Angebot über anstehende Reparatu-
ren mit einhergehender Motorisierung in Höhe von 18.500 € vor. Aufgrund der Angebots-
summe haben wir auch ein Alternativangebot über einen Komplettaustausch der Sektionaltore 
mit Motorantrieb eingeholt. Dieses liegt hier bei 22.377,95 €.  
Aus Sicht der Verwaltung wird die Kompletterneuerung als sinnvoller erachtet. 
 

Beschlussvorschlag: 
 

Der Ausschuss für Planung und Bauwesen der Verbandsgemeinde Rhein-Selz beschließt für 
das Feuerwehrgerätehaus Undenheim die Umrüstung bzw. den Umbau der drei Sektionaltore 
von manueller Toröffnung auf je eine elektrisch, motorgesteuerte Toröffnung und ermächtigt 
die Verwaltung, nach Einholung der Angebote den wirtschaftlichsten Bieter mit der Durchfüh-
rung bei einer Höchstgrenze von 25.000 € zu beauftragen. 
 

Bei gegenseitiger oder einseitiger Deckungsfähigkeit;  
Deckung erfolgt aus Buchungsstelle: 400 
 

Beratung: 
 

Die Vorsitzende erläutert den Beschlussvorschlag. Vorgesehen ist der Austausch der drei 
Sektionaltore mit elektrischer, motorbetriebener Toröffnung. Ziel der Maßnahme ist eine Ver-
besserung der Einsatzbereitschaft sowie der Bedienbarkeit durch die Einsatzkräfte. 
 

Beschluss: 
 

Der Ausschuss für Planung und Bauwesen der Verbandsgemeinde Rhein-Selz empfiehlt den 
Komplettaustausch der Sektionaltore. 
 

Abstimmungsergebnis: einstimmig (11x Ja-Stimmen) 
 
 
 

7. Brandschutztechnischer Umbau von Glasbausteinfenstern in der Fahrzeughalle 
Gerätehaus Mommenheim 
(Vorlagen-Nummer: 001/2025/0193) 
 

 

Sachdarstellung der Verwaltung: 
 

In der Fahrzeughalle des Feuerwehrgerätehauses Mommenheim sind zurzeit noch drei sehr 
große Glasbausteinfenster ohne Brandschutzklasse verbaut. Aus energetischer Sicht stellen 
diese Flächen von je 3,75 m² eine große Kältebrücke da. In einem Brandfall bedeutet dies 
außerdem, dass diese Glasflächen bei der Beaufschlagung von großer Hitze sowie beim Ver-
wenden von Löschwasser explosionsartig zu lebensgefährlichen Geschossen in alle Richtun-
gen werden können. Das Thema wurde bei der letzten sicherheitstechnischen Begehung 
durch die Unfallkasse angesprochen und bemängelt. 
Der finanzielle Aufwand der Maßnahme beläuft sich auf 15.000 €.  
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Beschlussvorschlag: 
 
Der Ausschuss für Planung und Bauwesen der Verbandsgemeinde Rhein-Selz beschließt den 
Umbau von Glasbausteinfenstern in feuerfeste Feuerschutzelemente und ermächtigt die Ver-
waltung, nach Einholung der Angebote den wirtschaftlichsten Bieter mit der Durchführung bei 
einer Höchstgrenze von 15.000 € zu beauftragen. 
 
Bei gegenseitiger oder einseitiger Deckungsfähigkeit;  
Deckung erfolgt aus Buchungsstelle: 400 
 
Beratung: 
 
Die Vorsitzende erläutert den Beschlussvorschlag. Vorgesehen ist der Austausch der vorhan-
denen Glasbausteinfenster in der Fahrzeughalle gegen feuerfeste Schutzelemente. Die Maß-
nahme erfolgt aus sicherheits- und brandschutztechnischen Gründen. 
 
Beschluss: 
 
Der Ausschuss für Planung und Bauwesen der Verbandsgemeinde Rhein-Selz beschließt die 
Maßnahme gemäß Beschlussvorschlag. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig (11x Ja-Stimmen) 
 
 
 
 
8. Erste Schulerweiterung Grundschule Dolgesheim: Nachträgliche Umsetzung 

der "Kunst am Bau" 
(Vorlagen-Nummer: 001/2025/0197) 
 

 
Unterrichtungsvorlage: 
 
Für die bereits abgeschlossene Baumaßnahme der ersten Schulerweiterung an der Grund-
schule Dolgesheim ist nachträglich die „Kunst am Bau“ umzusetzen, um die letzte Förderrate 
ausgezahlt zu bekommen.  
 
Hierzu wurde ein beschränktes Wettbewerbsverfahren unter Künstlerinnen / Künstlern aus 
unserer Verbandsgemeinde durchgeführt. Die ADD als Zuschussgeber hat hierfür Kosten in 
Höhe von 15.704 € ermittelt. 
 
Aufgabenstellung war - kurz zusammengefasst - eine demontierbare Wandgestaltung im 
Innenbereich des Treppenraumes, die im Einklang mit dem Schulalltag steht. Wertigkeit, 
künstlerischer Anspruch, ansprechend für Kinder der Grundschule sowie das Einfügen in die 
Architektur waren weitere Wertungskriterien. 
 
Es war ein spannender Wettbewerb, bei dem drei Entwürfe eingereicht wurden. Die Auswer-
tung erfolgte anonym durch eine Jury aus Vertretern der Grundschule sowie der Verbandsge-
meindeverwaltung. Der Siegerentwurf der Künstlerin Cornelia Rößler aus Guntersblum wird 
anliegend bekannt gegeben. 
 
Anlage: 
Beschreibung und Darstellung des zur Ausführung gelangten Entwurfes zur „Kunst am Bau“ 
für die erste Schulerweiterung der Grundschule Dolgesheim. 
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Beratung: 
 
Die Vorsitzende informiert anhand einer Unterrichtungsvorlage über die geplante nachträg-
liche Umsetzung der Maßnahme „Kunst am Bau“ im Zusammenhang mit der abgeschlossenen 
Erweiterung der Grundschule Dolgesheim. Ziel ist die Sicherstellung der vollständigen Aus-
zahlung der Fördermittel. Hierzu wurde ein beschränktes Wettbewerbsverfahren mit Künstle-
rinnen und Künstlern aus der Verbandsgemeinde durchgeführt. Der Siegerentwurf stammt von 
der Künstlerin Cornelia Rößler aus Guntersblum. 
 
 
 
 
9. Mitteilungen 

  
 
Die Vorsitzende gibt folgende Mitteilungen zu aktuellen Bauvorhaben und Projekten: 
 

• Grundschule Dolgesheim: Die Inbetriebnahme des Neubaus ist für März 2026 vorgese-
hen. Derzeit erfolgen Arbeiten an der Außenanlage. Vom Abwasserbetrieb wurde mitge-
teilt, dass der Hauswasseranschluss in der Straße defekt ist. Die Reparatur sowie der 
Anschluss einer neuen Leitung sind erforderlich und verursachen zusätzliche Kosten. 
Zudem ist vorgesehen, die öffentliche Bücherei in das Gebäude zu integrieren. Die 
Abstimmungen hierzu laufen derzeit. 

 

• Grundschule Guntersblum: Für die geplante Erweiterung der Räumlichkeiten und der 
Mensa wird noch die Hauptbaugenehmigung erwartet. In der Folge soll auch die barriere-
freie Erschließung der Sporthalle umgesetzt werden. 

 

• Mensa Undenheim: Die Planung muss überarbeitet werden. Für die komplette Berech-
nung der Lebenszykluskosten der Mensa ist eine zusätzliche Untersuchung erforderlich. 
Die ursprünglich vorgesehenen Fensterflächen wurden hinsichtlich ihrer Größe als kritisch 
bewertet, was eine technische Umplanung notwendig macht. Das Außengelände des 
Schulneubaus ist mit dem zweiten Bauabschnitt fertiggestellt und kann bereits genutzt 
werden. 

 

• Grundschule Oppenheim: Die Vorsitzende geht davon aus, dass die laufenden Baumaß-
nahmen bis Ende der Sommerferien 2026 abgeschlossen sein werden. Aktuell werden 
Deckenbereiche gedämmt. In der Aula trat ein Wasserschaden auf, der jedoch erst beho-
ben wird, nachdem die baulichen Maßnahmen in den Klassenräumen abgeschlossen 
sind. 

 

• Neubau Grundschule Dalheim/Dexheim: Die Projektsteuerung wurde vom Verbandsge-
meinderat vergeben. Das Büro Stein und Partner aus Frankfurt ist beauftragt, die Erschlie-
ßungskosten zu beurteilen. 

 

• Feuerwehr Guntersblum: Der Erschließungsplan befindet sich in Abstimmung mit den Ver-
sorgungsträgern. Der Bauantrag wurde eingereicht. Es findet alle 14 Tage ein Jour fixe 
mit den beauftragten Vertreterinnen und Vertretern der Feuerwehr, der Planung und der 
Verwaltung statt. 

 

• Sitzungskalender 2026: Der Sitzungskalender für das Jahr 2026 wird den Ausschussmit-
gliedern als Anlage zum Protokoll zur Verfügung gestellt. 
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10. Anfragen 

  
 
Anfragen werden nicht gestellt. 
 
 
 
 
Der nichtöffentliche Teil der Sitzung fand nicht statt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Vorsitzende Schriftführung 
  
  
Gabriele Wagner Satinder Zinßler 
1. Beigeordnete  
 
 
 


